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Nationaler Integrationsplan 
Themenfeld 4: „Lebenssituation von Frauen und Mädchen verbessern, Gleichberechtigung verwirklichen“ 

Zwischenbilanzierung 
Maßnahmen und  
Selbstverpflichtungen 

Zustän-
digkeit 

Stand der Umsetzung  Bewertung  Weiterentwicklungsbe-
darf / Perspektiven 

 
Maßnahmen und Selbstverpflichtungen des Bundes  

Erarbeitung des „2. Aktionsplans der 
Bundesregierung zur Bekämpfung von 
Gewalt gegen Frauen“ mit Schwer-
punkt Bekämpfung von Gewalt gegen 
Frauen und Mädchen mit Migrations-
hintergrund;  
der Sicherung der Datenlage zum 
Thema Gewalt gegen Migrantinnen 
insgesamt wird u.a. zentrale Bedeu-
tung beigemessen. 

BMFSFJ Der Aktionsplan II (AP II) wurde am 
26.09.2007 vom Kabinett verabschiedet. 
 
Seit Februar 2008 liegen die Ergebnisse der 
Sekundäranalyse „Gesundheit – Gewalt – 
Migration“ als Kurzfassung in gedruckter 
Form und als Langfassung online auf der 
Homepage des BMFSFJ - www.bmfsfj.de - 
vor. 

Der AP II bündelt 133 
Maßnahmen der Bun-
desregierung, die in 
Zuständigkeit des 
jeweiligen Ressorts 
umgesetzt werden. 
Hiervon dienen 11 
Maßnahmen der Prä-
vention und Bekämp-
fung von Zwangsver-
heiratungen, unter 
anderem das bereits 
gestartete Projekt von 
„Papatya“ (s.u.) zur 
Online-Beratung für 
von Zwangsverheira-
tung betroffene bzw. 
bedrohte Frauen und 
Mädchen.  

Eine Zwischenbilanz zur 
Umsetzung der Maßnah-
men des AP II ist für Ende 
2008 vorgesehen. 

Bis Mai 2007 Erstellung einer Studie zu 
einer bundesweiten Evaluierung von 
Praxisarbeit im Bereich Zwangsverhei-
ratung und Erstellung eines Readers 
zum Thema Zwangsverheiratung;  
aus diesen Arbeiten heraus Entwick-
lung von Definitionen und Fragestel-
lungen für eine größere qualitative und 
quantitative Studie 

BMFSFJ (in 
Zusam-
menarbeit 
mit dem 
Deutschen 
Institut für 
Menschen-
rechte) 

Der Sammelband, der auch die Praxisevalua-
tionsstudie enthält, liegt vor. 
 

Die Ausschreibung 
einer wissenschaftli-
chen Untersuchung zu 
Umfang und Ausmaß 
von Zwangsverheira-
tung in Deutschland 
ist am 14.07.2008 
erfolgt. 

Darüber hinaus wurde ein 
Rechtsgutachten zu 
Zwangsverheiratungen 
ausgeschrieben. 
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2007 Entwicklung eines Nothilfe-Flyers, 
der Migrantinnen, die von Zwangsver-
heiratung bedroht oder betroffen sind, 
über ihre Rechte und verfügbare Hilfen 
aufklärt 

BMFSFJ Liegt vor, wurde mit finanzieller Unterstützung 
des BMFSFJ von TERRE DES FEMMES e.V. 
erstellt. 

  

Prüfung, wie Berater der Migrations-
erstberatung und Kursleiterinnen der 
niedrigschwelligen Frauenkurse durch 
Thematisierung in den Fortbildungs-
veranstaltungen und Vernetzung mit 
den entsprechenden Stellen in die 
Lage versetzt werden können, Ratsu-
chende zu den Themen Zwangsverhei-
ratung und Gewalt im persönlichen 
Umfeld an entsprechend qualifizierte 
Beratungsstellen weiterzuvermitteln 
 

BAMF Im Bereich der Migrationserstberatung wur-
den die Träger im Zuwendungsbescheid En-
de April 2008 dazu verpflichtet, die Themen 
„Zwangsverheiratung“ und „Gewalt im per-
sönlichen Umfeld“ im Rahmen der Fortbil-
dung zu behandeln. Im Quartalsgespräch am 
05.06.2008 wurden die Träger nochmals auf 
die Pflicht zur Umsetzung dieser Vorgabe 
hingewiesen. 
 
Die Selbstverpflichtung wurde für den Bereich 
der niedrigschwelligen Frauenkurse bereits 
zu großen Teilen umgesetzt. So wurden die 
Themen „Zwangsverheiratung“ und „Gewalt 
im persönlichen Umfeld“ in das Konzept zu 
den Frauenkursen aufgenommen. Das Fort-
bildungsangebot der Träger des Zentralstel-
lenverfahrens (wie Deutscher Paritätischer 
Wohlfahrtsverband -DPWV-, Internationaler 
Bund -IB-, Arbeiterwohlfahrt -AWO-, Verein 
für internationale Jugendarbeit -VIJ-) wurde 
auch für andere Träger geöffnet. So werden 
z.B. seitens des VIJ Tagesseminare zum 
Thema „Häusliche Gewalt und Zwangsverhei-
ratung“ trägerübergreifend angeboten. Auch 
seitens der anderen Zentralstellen wurde das 
Thema bereits im Fortbildungsangebot be-
rücksichtigt. 
 
Im 4. Quartal 2008 wird ein Abschlussbericht 
zur Thematik gefertigt. 

Es ist davon auszu-
gehen, dass die Trä-
ger der Migrationsbe-
ratung diese Ver-
pflichtung erfüllen 
werden. 
 
 
 
 
Seitens der Zentral-
stellen bestand ein 
großes Interesse an 
der Thematik. Die 
trägerübergreifende 
Öffnung der Fortbil-
dung erfolgte prob-
lemlos. 

Ob Art und Umfang der 
Vermittlung dieser The-
men im Rahmen der Wei-
terbildungsmaßnahmen 
der Träger der Migrati-
onsberatung erfolgver-
sprechend sind, kann erst 
im Rahmen der Verwen-
dungsnachweisprüfung 
festgestellt werden. Die 
Verwendungsnachweise 
sind bis zum 30.06.2009 
vorzulegen und werden 
anschließend geprüft. 
 
Das Thema Fortbildung 
im Allgemeinen und 
Zwangsverheiratung / 
Gewalt im Besonderen 
wird Thema des nächsten 
Treffens der Träger der 
niedrigschwelligen Frau-
enkurse im Oktober 2008 
sein. Hierbei werden auf 
Grundlage der gewonne-
nen Erkenntnisse weitere 
Maßnahmen besprochen. 
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Prüfung, in welcher Weise die Bundes-
regierung durch ihre Öffentlichkeitsar-
beit im Rahmen einer Imagekampagne 
zu einem Abbau von Stereotypen und 
Vorurteilen gegen Migrantinnen in der 
Mehrheitsgesellschaft beitragen kann 
 

Beauftragte 
der Bun-
desregie-
rung für 
Integration 

Verschiedene Maßnahmen/Projekte sind 
mittelbar hierauf ausgerichtet, z.B. 
- Textanzeigen in – in Deutschland erschei-
nenden - türkisch- und russischsprachigen 
Medien, in denen über den Nationalen Integ-
rationsplan informiert wird, wobei weibliche 
Testimonials (Irina Kikitenko, Sportlerin; Dilek 
Bölükgiray, Polizeikommissarin) vorgestellt 
werden 
- Schirmherrschaft und Beteiligung an der 
öffentlichen Vorstellung der Kampagne der 
Innenministerkonferenz (IMK) gegen häusli-
che Gewalt durch die Beauftragte: In Fern-
sehspots und Zeitungsanzeigen wird mit Hilfe 
von erfolgreichen türkischen Migrantinnen 
(Nina Öger; Unternehmerin; Nazan Eckes, 
Fernsehmoderatorin) für ein selbstbestimm-
tes Leben von Migrantinnen und eine friedli-
che Lösung familiärer Konflikte geworben. 
 
Kampagne mit drei Komponenten in unter-
schiedlichen Umsetzungsstadien: 
a) Im Frühjahr 2008 wurde bundesweit in 
großflächigen Plakaten für Integration gewor-
ben. Eines der insgesamt drei Plakatmotive 
lautete „Gleichberechtigung ist keine Frage 
der Herkunft“. Die drei Motive wurden in 17 
Großstädten, auf insgesamt rd. 2750 Groß-
flächenplakaten, 149 Infoscreens und rd. 600 
Citylight-Plakaten in ca. 60 Bahnhöfen ge-
zeigt.  
b) Mit dem bundesweit ausgeschriebenen 
Integrationspreis will die Bundesregierung in 
2009 good-practice-Projekte bzw. – Initiativen 
von Jugendlichen im Bereich Integration aus-
zeichnen. Dabei soll dem Abbau von Stereo-

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zu a) Die erste Staffel 
der Kampagne wurde 
erfolgreich durchge-
führt und von der tür-
kischstämmigen Öf-
fentlichkeit sehr posi-
tiv aufgenommen.  
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zu a) Eine zweite Staffel 
der Kampagne mit ande-
ren Testimonials wurde 
ebenfalls durchgeführt. 
Eine themenspezifische 
Ergänzung bzw. Fortset-
zung der Kampagne wird 
geprüft.   
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typen gegenüber Migrantinnen besondere 
Aufmerksamkeit gewidmet werden.  
c) Im Rahmen des Integrationspreises wird 
auch ein Musikwettbewerb ausgeschrieben. 
Hierbei werden Jugendliche dazu aufgerufen, 
einen Song zum Thema „Abbau von Stereo-
typen (insbesondere gegenüber Migrantin-
nen)“ zu texten und einzusingen. Dieser bun-
desweit auszuschreibende Wettbewerb wird 
sich an Schülerinnen und Schüler aller 
Schulsysteme in der Altersgruppe 10-19 Jah-
re richten. 
Bei der Konzeption des Integrationspreises 
standen die Migrantinnenorganisationen be-
ratend zur Seite.  

Fortsetzung des 2005 begonnenen 
„Dialogforums mit muslimischen Frau-
en“ 

BMFSFJ / 
Beauftragte 
der Bun-
desregie-
rung für 
Integration 
(in Koope-
ration mit 
Muslimi-
scher Aka-
demie) 

Laufend mit zwei bis drei Sitzungen jährlich. 
 

Während der Tagung 
im November 2007 
wurde das Aktions-
bündnis „Muslimische 
Frauen“ gegründet. 
Mit der bundesweiten 
Vernetzung streben 
die Teilnehmerinnen 
der Tagung an, ge-
meinsame Ziele so-
wohl innerhalb der 
muslimischen Ge-
meinden wie auch 
gegenüber der nicht-
muslimischen Öffent-
lichkeit besser vertre-
ten zu können. Sie 
verabredeten, the-
menbezogen zu arbei-
ten, bestehende Akti-
vitäten in islamischen 
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Gemeinden, Wissen-
schaft und Politik auf-
zugreifen und zu ver-
netzen sowie gemein-
sam Aktionen zu ent-
wickeln und durchzu-
führen. Im Vorder-
grund steht dabei das 
gemeinsame Handeln 
muslimischer Frauen 
in ihrer ganzen Viel-
falt. Einzelmitglieder 
des Aktionsbündnis-
ses sind auch im Dia-
logforum vertreten. 
Als nächster Termin 
ist der 11. November 
2008 vorgesehen. 

Angebot eines Mentoring-Programms 
als unterstützendes Netzwerk für die 
Arbeitsmarkt- und Karriereorientierung 
junger Frauen mit Migrationshinter-
grund (Oberstufenschülerin-
nen/Studentinnen) im Rahmen des 
Projekts „Network21 – Leben und Ar-
beiten in der transkulturellen Gesell-
schaft“  

BMFSFJ Siehe Themenfeld 3.   

Modellprojekt „Kulturelle Vielfalt als 
Impuls für Entwicklung und Wachstum“ 
 

BMFSFJ Das Projekt „Kulturelle Vielfalt als Impuls für 
Entwicklung und Wachstum: Wertschöpfung 
durch Wertschätzung“ zielt darauf ab, einen 
nachhaltigen Beitrag zur Verbesserung der 
beruflichen Integration junger Frauen mit 
Migrationshintergrund zu leisten. (Okt. 2006 – 
März 2008) 
 
Zurzeit läuft die Transferphase zur Übernah-

Das Projekt ist sehr 
erfolgreich durchge-
führt worden. 

Der Abschlußbericht der 
wissenschaftlichen Beglei-
tung und eine Handrei-
chung für die Steuerung 
und Gestaltung der Ein-
wanderungsgesellschaft 
vor Ort sind in Vorberei-
tung. 
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me der Maßnahme in das Regelangebot der 
Bundesagentur für Arbeit und/oder der Kom-
munen. 

Modellprojekt „Transkulturelles und 
interreligiöses Lernhaus der Frauen“ 
 

BMFSFJ Die Qualifizierungsmaßnahme ist abge-
schlossen (Okt. 2006 – März 2008) 

Die Abschlussverans-
taltung hat am 
27.05.08 in Frank-
furt/M stattgefunden. 

Im November 2008 findet 
eine bundesweite Fachta-
gung statt, die sich der 
Einrichtung von Lernhäu-
sern auf kommunaler 
Ebene widmet. Im Rah-
men einer Handreichung 
sollen darüber hinaus 
Instrumente für die Ge-
staltung der Einwande-
rungsgesellschaft vorges-
tellt werden, die vor allem 
ausgerichtet sind auf das 
Übergangsmanagement 
Schule / Beruf für Frauen 
und Männer mit Migrati-
onshintergrund.  

Untersuchung des Migrationsprozes-
ses aus der Gender-Perspektive im 
Rahmen der Deutsch-Französischen 
Tagung „Der Wandel von Rollenver-
ständnissen im Integrationsprozess“ 

BMFSFJ Die Tagung hat am 9./10.11.2007 stattgefun-
den. Die Dokumentation wird voraussichtlich 
Ende Mai vorliegen. 

 Es soll eine Folgetagung 
stattfinden. 

Prüfung, wie die Partizipation von Mig-
rantinnenorganisationen an der Pro-
jektförderung im Bereich Integration 
verstärkt werden kann; ggf. vermehrte 
Förderung von Angeboten, die Migran-
tinnenorganisationen bei der Kompe-
tenzentwicklung in den Bereichen Pro-
jektplanung, -beantragung und –
durchführung unterstützen 
 

BAMF Seit 3. Quartal 2007:  
Zur Stärkung der Migrantinnenorganisationen 
werden bereits Multiplikatorenschulungen, 
insbesondere für Ehrenamtliche, gefördert. 
Auf einer Tagung wurden die Wohlfahrtsver-
bände für eine verstärkte Einbeziehung von 
Migrantinnenorganisationen in die Projektar-
beit sensibilisiert. 
Zur Stärkung der Migrantinnenorganisationen 
in ihrer Rolle als „Brückenbauer“ werden 
jährlich Fachtagungen des Bundesnetzwer-

Eine vollständige Um-
setzung der Selbst-
verpflichtung ist erst 
mittelfristig möglich. 
Insbesondere durch 
die Kontakte in den 
Workshops ist von 
einer verstärkten In-
anspruchnahme staat-
licher Fördermittel in 
2009 auszugehen. 

Vermehrt sollen Projekte 
von Migrantenorganisatio-
nen und hier insbesonde-
re Migrantinnenorganisa-
tionen gefördert werden. 
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kes Bürgerliches Engagement (BBE) geför-
dert. Für die diesjährige Tagung im Oktober 
in Potsdam wurde der Bewilligungsbescheid 
erstellt. 
Es wurden zwei Workshops zur Stärkung von 
Migrantinnenorganisationen durchgeführt, an 
denen auch Migrantinnenorganisationen teil-
genommen haben. 
In den Entwurf der Förderrichtlinien wurde 
aufgenommen, dass eine stärkere Partizipa-
tion von Migrantinnenorganisationen bei der 
Projektarbeit angestrebt wird. 

Einbeziehung von Migrantinnenorgani-
sationen in die Entwicklung des bun-
desweiten Integrationsprogramms und 
Berücksichtigung der speziellen Le-
benslagen von Migrantinnen in allen 
Handlungsfeldern des Integrations-
programms 

BAMF Das Bundesamt setzt diese Selbstverpflich-
tung im Rahmen der Entwicklung des bun-
desweiten Integrationsprogramms nach § 45 
Aufenthaltsgesetz um. 
Hierzu wurde im Handlungsfeld gesellschaft-
liche Integration ein Themenschwerpunkt 
„Migrantinnenselbstorganisationen als Akteu-
re der Integrationsförderung“ eingerichtet. 
Eine Expertenrunde mit Vertretern von Mig-
rantenselbstorganisationen, Politik und Ver-
waltung, Forschung und aus dem Bereich 
des bürgerschaftlichen Engagements entwi-
ckelt zu diesem Themenbereich Empfehlun-
gen für die Praxis der Integrationsförderung. 
Im Rahmen der Expertenrunde sind auch 
Vertreterinnen von Migrantinnenselbstorgani-
sationen beteiligt. 
 
Ergänzend führt das Bundesamt im Septem-
ber 2008 einen Workshop speziell mit Mig-
rantinnenselbstorganisationen durch, eben-
falls mit dem Ziel, Empfehlungen zur Stär-
kung ihrer Rolle in der Integrationsförderung 
zu entwickeln. 

 Die Empfehlungen zur 
Stärkung der Rolle von 
Migrantinnenselbstorgani-
sationen als Akteure der 
Integrationsförderung 
unter besonderer Berück-
sichtigung  der Kompe-
tenzen und Bedarfe von 
Migrantinnenselbstorgani-
sationen werden bis Früh-
jahr 2009 entwickelt und 
im Rahmen des bundes-
weiten Integrationspro-
grammes veröffentlicht. 
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Dezember 2007 Vorlage einer Sonder-
auswertung des Mikrozensus 2005 mit 
Daten über die Lebenssituation von 
Migrantinnen in Deutschland (Projekt 
„Geschlecht und Migration“ Sonder-
auswertung Mikrozensus 2005) 

BMFSFJ Liegt vor. Der Mikrozensus 
2005 hat ergeben, 
dass von den 82,4 
Millionen Menschen in 
Deutschland 15,3 
Millionen aus dem 
Ausland kommen 
oder einen so genann-
ten "Migrationshinter-
grund" haben. Knapp 
ein Fünftel der bun-
desdeutschen Bevöl-
kerung ist damit aus-
ländischer Herkunft 
oder hat beispielswei-
se Eltern oder Großel-
tern, die aus dem 
Ausland stammen.  

Es wird geprüft, ob die 
Auswertung durch eine 
Sonderauswertung des 
SOEP (Sozioökonomi-
sches Panel) ergänzt wird. 

Juli 2007 Sonderauswertung aus Pro-
jekt „Lebenswelten von Migranten“  

BMFSFJ Liegt vor. Die Sonderauswer-
tung hat ergeben, 
dass von den derzeit 
15,3 Mio. in Deutsch-
land lebenden Men-
schen mit Migrations-
hintergrund fast die 
Hälfte Mädchen und 
Frauen sind. Viele von 
ihnen sind gut integ-
riert, viele – gerade 
Frauen und Mädchen 
aus der zweiten und 
dritten Migrationsge-
neration – orientieren 
sich mehr an moder-
nen, partnerschaftli-
chen Rollenleitbildern 

Die Ergebnisse der Son-
derauswertung zum Mik-
rozensus werden in einem 
2. Schritt bis zum Herbst 
2008 quantifiziert. 
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als an tradierten, pat-
riarchalisch gepräg-
ten. Viele von ihnen 
tragen elterliche Ver-
antwortung; oftmals 
sind gerade sie es, die 
die Integration der 
nächsten Generation 
prägen. 

Fortführung des Informationsdienstes 
“Migration und öffentliche Gesundheit” 

Bundes-
zentrale für 
gesundheit-
liche Auf-
klärung 

Der INFODIENST Migration steht unter 
2TUwww.infodienst.bzga.deU2T zur Verfügung. Er-
gänzend erscheinen weiterhin 4 Printausga-
ben (mit ca. 160 Beiträgen) pro Jahr. 

Rege Nutzung: ca. 
3200 Print- Bezieher 
(in Einrichtungen, 
Vereinen, Initiativen) 
und Internet. Der In-
formationsdienst hat 
sich als Instrument 
zum Informations- und 
Erfahrungsaustausch 
sowie zur Vernetzung 
bewährt. 

Kontinuierliche Erweite-
rung des Verteilers. 

Fortführung des bundesweiten Koope-
rationsverbundes „Gesundheitsförde-
rung bei sozial Benachteiligten“ 
 

Bundes-
zentrale für 
gesundheit-
liche Auf-
klärung 

- 52 Kooperationspartner; regionale Knoten in 
16 Bundesländern; 
- 76 identifizierte good practice-Beispiele, 
hiervon 15 für Menschen mit Migrationshin-
tergrund;  
- der GMK-Beschluss vom 05.06.2007 befür-
wortet das Vorgehen;  
- Kooperation mit dem BMVBS; 
- Separates Themenmodul „Migration“ ist im 
Aufbau 
Siehe auch: 2TUwww.gesundheitliche-
chancengleichheit.deU2T 

Gute Resonanz bei 
den Akteuren auf 
Bundes- und Landes-
ebene; 
Weiterentwicklung der 
partizipativen Quali-
tätsentwicklung; 
Problem: dauerhafte 
Finanzierung. 

Perspektivisch stärkere 
Zusammenarbeit mit den 
Bundesländern und stär-
kere Ausweitung in der 
Regelversorgung; 
 
Finanzbedarf besteht für 
den Bereich der Vernet-
zung zwischen Bund/Land 
und Kommune sowie für  
Qualifizierungsmaßnah-
men. 

Online-Datenbank „Frauengesundheit 
und Gesundheitsförderung“ greift das 
Thema Migration und Gesundheit unter 
verschiedenen Aspekten auf. 

Bundes-
zentrale für 
gesundheit-
liche Auf-

Evaluation und Onsite-Befragung abge-
schlossen mit positivem Ergebnis; laufende 
Aktualisierung aller Themen; Themenmodul 
„Migration“ steht aktualisiert zur Verfügung. 

Portal erreicht die 
avisierte Zielgruppe 
und wird gut genutzt; 
der systematische 

Perspektivisch neue 
Themenmodule und flä-
chendeckende Nutzung 
durch größere Bevölke-
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 klärung 2TUwww.frauengesundheitsportal.deU2T 
 

Aufbau weiterer The-
menmodule ist auf-
grund knapper Finan-
zen eingeschränkt. 

rungsgruppen. 

Im Rahmen der Gesundheitsbericht-
erstattung Erstellung eines Sonderhef-
tes zum Thema „Migration und Ge-
sundheit“ 

BMG / Ro-
bert-Koch-
Institut 

Der Schwerpunktbericht ist im Juli 2008 er-
schienen. 

  

Stärkere Berücksichtigung der Bedarfe 
der Migrantinnen in den von der Bun-
deszentrale für gesundheitliche Aufklä-
rung bereitgestellten Sexualaufklä-
rungs- und Familienberatungsangebo-
ten sowie Fortsetzung der Kooperation 
mit Interessenvertretungen der Migran-
ten zur Verbesserung der Kultursensi-
bilität von Aufklärungsmaterialien 

BMFSFJ / 
Bundes-
zentrale für 
gesundheit-
liche Auf-
klärung 
(BzgA) 

Die BzgA hat am 13.02.08 einen Experten-
Workshop zum Thema Migration - hier: mig-
rationssensible Gestaltung von Medien (z. B.: 
Broschüren, Anzeigen usw.) der BzgA für den 
Bereich der Familienplanung durchgeführt.  
 
Für den Bereich "Migration und Gesundheit" 
wurde ebenfalls im Februar 2008 eine zwei-
tägige Expertentagung mit einem Workshop 
zum Thema "Sexualaufklärung und Familien-
planung" mit der gleichen Zielsetzung durch-
geführt. 
 
Die Internetseite Uwww.loveline.deU wird unter 
Berücksichtigung von migrationsspezifischen 
Bausteinen und Chatthemen erweitert. 
Grundlagen hierfür sind diverse Expertengu-
tachten. Begleitet wird die Maßnahme durch 
zielgerichtete Bewerbung mit Postkarten und 
Flyern sowie Angeboten von Kooperations-
partnern vor Ort. 
Zusätzlich ist die Schaltung von Anzeigen in 
der kommerziellen Jugendpresse (z.B. Bra-
vo) erfolgt. Durch die Anzeigen wurden u.a. 
Jungen mit Migrationshintergrund speziell 
angesprochen, sich mit dem  Thema Verhü-
tung und diesbezüglicher Verantwortungs-
übernahme  auseinanderzusetzen und dabei 

Die in den Workshops 
erzielten Ergebnisse 
werden im Jahresar-
beitsprogramm der 
BzgA, z. B. bei der 
Medienerstellung 
(insbesondere Bro-
schüren), umgesetzt. 

Das Migrationskonzept 
der BZgA als Arbeits-
grundlage für eine migran-
tensensible Fortentwick-
lung der Medien und Pro-
jekte ist fertig gestellt. 
Hierdurch soll insbeson-
dere die Erreichbarkeit 
von Migrantinnen und 
Migranten bei den Maß-
nahmen der BZgA im 
Themenbereich Sexual-
aufklärung und Familien-
planung verbessert wer-
den. Hierbei werden die 
Heterogenität der Ziel-
gruppe sowie die sich 
daraus ergebenden unter-
schiedlichen Problemla-
gen und Fragestellungen 
berücksichtigt. Unter an-
derem wurden durch das 
Konzept besondere He-
rausforderungen im Hinb-
lick auf Sexualaufklärung 
und Familienplanung bei 
Migrantinnen und Migran-
ten ermittelt, die nun mit 
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die Angebote der BZgA als Printmedien oder 
im Internet zu nutzen. Die Anzeigen wurden 
von den Redaktionen der Zeitschriften auf 
der Basis der Ergebnisse und Erkenntnisse 
des Migrationskonzeptes der BZgA erstellt. 

gezielten Maßnahmen 
aufgegriffen werden.  
 

Sonderauswertung des Kinder- und 
Jugendgesundheitssurveys (KiGGS). 

BMG / Ro-
bert Koch-
Institut 

Durchführung des bundesweiten Kinder- und 
Jugendgesundheitssurveys (Mai 2003 bis 
2006)  über den Gesundheitszustand von 
Kindern und Jugendlichen im Alter von 0 bis 
17 Jahren unter Einbeziehung einer reprä-
sentativen Anzahl von Kindern und Jugendli-
chen  mit Migrationshintergrund. 
Ergebnisbericht: „Kinder- und Jugendge-
sundheitssurvey 2003 – 2006: Kinder und 
Jugendliche mit Migrationshintergrund in 
Deutschland“, Juli 2008. 

  

Nach Möglichkeit Beitrag zu einer ge-
schlechtsspezifischen und kultursen-
siblen Gesundheitsaufklärung im 
Rahmen der Integrationskurse, des 
Integrationsprogramms und der Migra-
tionserstberatung 

BAMF Seit 3. Quartal 2007: In den Konzepten für 
den Frauen- und Elternintegrationskurs sowie 
den Jugendintegrationskurs ist die ge-
schlechtsspezifische und kultursensible Ge-
sundheitsaufklärung als Thema im Aufbau-
sprachkurs verankert worden. 

Die Selbstverpflich-
tung ist umgesetzt. 

Eine weiter gehende Be-
handlung der Themen 
innerhalb der Integrati-
onskurse ist nicht sinnvoll, 
da die Kurse in erster 
Linie dem allgemeinen 
Spracherwerb dienen. 

Verstärkte Berücksichtigung frauen-
spezifischer Angebote im Rahmen der 
Projektförderung bei Themen der Ge-
sundheits- und Sexualaufklärung 

BAMF Die Wohlfahrtsverbände wurden im Rahmen 
einer Tagung sensibilisiert, frauenspezifische 
Angebote bei der Gesundheits- und Sexual-
aufklärung im Rahmen der geförderten Pro-
jekte zu berücksichtigen. Im Rahmen des 
Auswahlverfahrens der neuen Projekte 2009 
sollen geeignete Projekte mit Themen der 
Gesundheits- und Sexualaufklärung berück-
sichtigt werden. 

Eine vollständige Um-
setzung der Selbst-
verpflichtung ist erst 
mittelfristig möglich. 

Im Rahmen des Auswahl-
verfahrens der neuen 
Projekte 2009/2010 wer-
den geeignete Projekte 
mit Themen der Gesund-
heits- und Sexualaufklä-
rung berücksichtigt. 

Weiterführung der 2006 begonnenen 
Öffnung der niedrigschwelligen Frau-
enkurse auch für Migrantinnenorgani-
sationen als Träger 

BAMF Der Anteil von Migrantinnenorganisationen 
bei der Durchführung von Frauenkursen ist 
sehr gering, obwohl alle Kurse von Frauen, 
häufig mit Migrationshintergrund, durchge-

Es gibt kaum reine 
Migrantinnenorganisa-
tionen, die für die 
Durchführung von 

In 2009 soll der Anteil von 
Migrantenorganisationen 
ca. 20 % betragen. Das 
BAMF versucht gezielt, 
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 führt werden. Frauenkursen gewon-
nen werden können. 
Das BAMF erhöht 
daher den Anteil von 
Migrantenorganisatio-
nen als Träger der 
Frauenkurse. Derzeit 
beträgt er ca. 12 %.. 

Migrantinnenorganisatio-
nen für die Durchführung 
von Frauenkursen zu 
gewinnen. 

Wie bisher soll im Rahmen der Projekt-
förderung die Förderung von Projekten 
im Bereich der Zusammenarbeit und 
Vernetzung mit der Altenhilfe und ver-
stärkte Berücksichtigung frauenspezifi-
scher Angebote erfolgen 
 

BAMF Seit 2006 wird das bundesweite Projekt „Älter 
werden in Deutschland“ der AWO gefördert, 
dessen Förderung um ein Jahr auf insgesamt 
drei Jahre verlängert wurde. Daneben wer-
den mehrere regionale Projekte gefördert. 
 

Die Selbstverpflich-
tung ist durch die 
Förderung des Projek-
tes „Älter werden in 
Deutschland“ und der 
Berücksichtigung von 
entsprechenden An-
geboten im Rahmen 
der geförderten Pro-
jekte umgesetzt. 

 

Durchführung des Projekts „Erfolgs-
biographien von Migrantinnen“, Identifi-
zierung von typischen Merkmalen für 
einen erfolgreichen Integrationsverlauf 
 

BAMF Der Auftrag zu einer Expertise wurde Ende 
2007 an Prof. Westphal von der Universität 
Osnabrück vergeben. Ein erster Entwurf der 
Expertise wurde im Mai 2008 abgegeben. Es 
erfolgte eine Rückmeldung mit Überarbei-
tungsbedarf an die Auftragnehmerin. Die 
Überarbeitung wird gerade durchgeführt. Eine 
Veröffentlichung der Expertise erfolgt nach 
Abnahme und Vorlage. 
 
Es wurden 30 Leitfadeninterviews durchge-
führt. Mit der Auswertung wurde begonnen. 
Derzeit erfolgen die Fertigstellung der Aus-
wertung sowie der Entwurf eines Working 
Papers. 
 
 

Der Projektverlauf ist 
erfolgversprechend, 
ein erster Entwurf der 
Expertise wie auch 
der Datenauswertung 
der Repräsentativbe-
fragung ausgewählter 
Migrantengruppen 
zeigt aufschlussreiche 
und inhaltlich viel-
schichtige Ergebnis-
se. 
 
Seitens unterschiedli-
cher Organisationen 
wurde der Bedarf an 
einer Berücksichti-
gung von Migrantin-

Inwieweit die Ergebnisse 
der Expertise im Hinblick 
auf die best-practice-
Beispiele für die Integrati-
onsförderung anwendbar 
sind, kann zum derzeiti-
gen Zeitpunkt noch nicht 
abschließend beurteilt 
werden. Insofern könnte 
nach Abschluss der wis-
senschaftlichen Ausarbei-
tung im Anwendungsbe-
reich noch Weiterentwick-
lungsbedarf bestehen. 
. 
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nen und einer speziel-
len Datenauswertung 
zur Erforschung der 
geschlechtsspezifi-
schen Besonderheiten 
betont. Insofern füllt 
das Projekt eine For-
schungslücke. 

 
Maßnahmen und Selbstverpflichtungen der nichtstaatlichen Institutionen und Organisationen  

Auf Anfrage Angebot zielgruppenspezi-
fischer Workshops zum Thema 
Zwangsverheiratung als Menschen-
rechtsthema 
 

Deutsches 
Institut für 
Menschen-
rechte 

Am 7./8.2008 hat ein zweitägiger Workshop 
zusammen mit TERRE DES FEMMES e.V. 
stattgefunden. 

Anhaltendes Interesse 
am Thema, positive 
Evaluierung.  

Weitere Workshops sind 
geplant, mit einer stärke-
ren Ausdifferenzierung 
nach Zielgruppen: 3.7.08. 
wird ein Workshop zum 
Thema für Lehrer/innen 
veranstaltet. 

Bereitstellung von Weiterbildungsan-
geboten zu frauenspezifischen Teilas-
pekten von Integration und Frauen-
/Menschenrechten 
 

TERRE 
DES 
FEMMES  
e.V. 

1. Fachtagung zum Thema Zwangsheirat im 
Juni 2007 und Februar 2008 (in Kooperation 
mit dem Institut für Menschenrechte, Berlin).  
2. Digitaler Hilfsleitfaden „Im Namen der 
Ehre misshandelt, zwangsverheiratet, ermor-
det – Hilfsleitfaden für die Arbeit mit von 
Zwangsheirat/Gewalt im Namen der Ehre 
bedrohten oder betroffenen Mädchen und 
Frauen" (kostenlos zum Download unter 
2TUwww.frauenrechte.deU2T). 
3. Kontinuierliche Sensibilisierung durch un-
sere Wanderausstellungen und die in deren 
Rahmen stattfindenden Vorträge, Lesungen, 
Filmvorführungen und Diskussionsveranstal-
tungen 
4. „Tatmotiv Ehre“ – Eine Ausstellung zu 
Gewalt an Frauen und Mädchen im Namen 
der Ehre (2007/08 20 Mal ausgestellt) 
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5. „Ohne Glanz und Glamour (I und II) – 
Prostitution und Frauenhandel im Zeitalter 
der Globalisierung“ (2007/08 46 Mal ausges-
tellt) 
6. „Sie versprachen mir ein herrliches Fest...“ 
Eine Ausstellung zu weiblicher Genitalver-
stümmelung. Ab 2009 ausleihbar.  
7. Entwicklung und Verteilung des bundes-
weiten Nothilfe-Flyers gegen Zwangsheirat 
und Heiratsverschleppung und der Jugend-
postkarten „Ehre ist...“ und „Wer entscheidet, 
wen du heiratest?“ auf deutsch, türkisch, 
arabisch, albanisch und persisch im Frühjahr 
2007 (gefördert durch das Bundesministe-
rium für Familie, Senioren, Frauen und Ju-
gend).  
7. Entwicklung und Verteilung des baden-
württembergischen Nothilfe-Flyers gegen 
Zwangsheirat und Heiratsverschleppung im 
Sommer 2008 (in Kooperation mit dem Integ-
rationsbeauftragten der Landesregierung 
Baden-Württembergs). 

Berücksichtigung migrantinnenspezifi-
scher Aspekte im Rahmen von Infor-
mationsmaterial und Stellungnahmen 
als auch im Rahmen von Fachtagun-
gen und Veranstaltungen 

Frauen-
hauskoordi-
nierung e.V. 

a) bundesweites Vernetzungstref-
fen/Werkstattgespräch 2008 
b) Newsletter 2/2008 „Migrantinnen als Opfer 
häuslicher Gewalt“ 
c) Fachtagung zum 2. Aktionsplan der Bun-
desregierung zur Bekämpfung von Gewalt 
gegen Frauen von Frauenhauskoordinierung 
am 4.9.2007 
d) geplant für Dez. 2008: Fachforum und 
Workshops zu erfolgreichen Strategien. 

  

Schwerpunktthema: besondere Prob-
leme und Leistungsansprüche von 
Migrantinnen in „Rechtsinformationen 
für Frauen in Frauenhäusern mit Ans-

Frauen-
hauskoordi-
nierung e.V. 

Publikation der Rechtsinformation vom 
30.5.2007: „Migrantinnen und Sozialleistun-
gen im Frauenhaus“ 
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pruch auf ALG II nach dem SGB II“ 
Überarbeitete Neuauflage der „Rechts-
info: Migrantinnen – Aufenthaltsrecht in 
Härtefällen nach § 19 AuslG“ von 1999 
 

Frauen-
hauskoordi-
nierung e.V. 
 

a) Umfrage bei Frauenhäusern zur Anwen-
dung der Härtefallregelung nach §19 AuslG 
im Rahmen von Frauenhausaufenthalten. 
Diskussion der Ergebnisse während bun-
desweitem Vernetzungstreffen der Frauen-
hausskoordinierung sowie Veröffentlichung 
im Newsletter 2/2008 zum Thema 
b) Rechtsinfo Zuwanderungsgesetz geplant 
für 2008. 

  

„Medienpaket Frauenhäuser“ 
 

Frauen-
hauskoordi-
nierung e.V. 

Ziel: Migrantinnen besser über Hilfeangebote 
informieren und zur Inanspruchnahme moti-
vieren. Seit Mai 2008 in Arbeit. Fertigstellung 
2008/2009. 

  

Arbeitsgruppe des BMFSFJ zur An-
wendung des SGB VIII im Falle erfolg-
ter Zwangsverheiratung 

Frauen-
hauskoordi-
nierung e.V. 

Mitwirkung an der Arbeitsgruppe. Publikation 
des Leitfadens durch BMFSFJ voraussich-
tlich November 2008, Verbreitung über Pub-
likationen und Arbeitsgremien der Frauen-
hauskoordinierung. 

  

Prüfung der verstärkten Aufnahme in 
bzw. Mitarbeit von Migrantinnenorgani-
sationen 
 

Deutscher 
Frauenrat 
e.V. 

a) Aufnahme des Bundesverbands der Mig-
rantinnen durch Mitgliederversammlung, 
Nov. 07.; gute Kontakte zu muslimischen 
Frauenverbänden 
b) Studientag „Integration“, 15.2.08 mit zahl-
reichen Mitgliedern aus Migrantenorganisa-
tionen. 

  

Verstärkte Berücksichtigung des As-
pekts der Frauen mit Migrationshinter-
grund in Stellungnahmen 

Deutscher 
Frauenrat 
e.V. 

Stellungnahme zum Pflegeweiterentwick-
lungsgesetz enthielt Anspruch auf geschlech-
ter- und kultursensible Pflege. 
Einsatz für Aufnahme von Migrantinnen im 
alternativen CEDAW-Bericht. 

  

Einsatz für Mädchen und junge Frau-
en, die von familiärer Gewalt betroffen 
sind; 
Teilnahme an einer Arbeitsgruppe zur 

Papatya Mitwirkung an der Arbeitsgruppe seit Juli 
2008, Veröffentlichung voraussichtlich Im 
Herbst 2008. 
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Entwicklung von Handlungsrichtlinien 
für Behörden 
Erhalt/Weiterfinanzierung der interkul-
turellen Onlineberatung für gewaltbe-
troffene junge Migrantinnen 

Papatya Vom 1.6.07 für drei Jahre: Onlineberatung 
ausgeweitet, neuer Internetauftritt (SIBEL), 
begleitendes Informationsmaterial erstellt. 
Evaluation der Beratung erfolgt. 

Finanzierung durch 
BMFSFJ als Modell-
projekt war Voraus-
setzung. 

 

Pflege und Erweiterung europaweiter 
Kontakte zum Schutz junger Migrantin-
nen und Einbringen dieser Erfahrungen 
in deutsche Fachdebatte 

Papatya Kontakt und fachlicher Austausch mit Bera-
tungsstellen in Schweden, Österreich, 
Schweiz, Frankreich, Niederlande, Türkei 
(Netzwerk Heiratsverschleppung) 

  

Bundesweite Kooperation und Vernet-
zung mit anderen Organisationen im 
Anti-Gewalt-Bereich 

Papatya Teilnahme und 2008 Ausrichtung der Bun-
desfachkonferenz der spezialisierten Mäd-
chenschutzeinrichtungen im Bereich 
Zwangsverheiratung; 
Niedersachsen finanziert einen Platz für 
Mädchen und Frauen aus Niedersachsen. 

  

Entwicklung und Erprobung eines ge-
meinsamen, trägerübergreifenden 
Fortbildungsangebots für Kursleiter 
und –begleiter in „Seminarmaßnahmen 
zur Integration ausländischer Frauen – 
Frauenkurse“ 
 

Verein für 
Internatio-
nale Ju-
gendarbeit / 
Internatio-
naler Bund 
e.V. 

Öffnung des Fortbildungsangebots für alle 
beteiligten Träger im Jahr 2007 (8 Semina-
re). 2008 Öffnung für alle Träger der Frauen-
kurse.  
Hinweis: Das BAMF gibt hierüber vierteljähr-
lich berichtend Auskunft. 
. 

 Weitere Öffnung für alle 
anbietenden Träger (Mig-
rantenselbstorganisatio-
nen) 

 Verband 
binationaler 
Familien 
und Part-
nerschaften 
iaf e.V. 

a) Beratung 
b) Regionalgruppen der iaf haben unter-
schiedliche Schwerpunkte, Bsp.: Sprachför-
derprojekte in Kindertagesstätten; Fortbil-
dung für Erzieher/innen; Jugendarbeit 
c) Vernetzung: Mitwirkung im Bundesforum 
Familie „Kinder brauchen Werte“; Mitglied bei 
der Arbeitsgemeinschaft der deutschen Fa-
milienorganisationen. 

Zu a) steigender Be-
darf seit Verabschie-
dung des Änderungs-
gesetzes 

 

 
 

Maßnahmen und Selbstverpflichtungen der Migrant/-innenorganisationen  
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Entwicklung und Durchführung einer 
Informationskampagne „Frauen haben 
Rechte“ 
 

Bundesver-
band der 
Migrantin-
nen in 
Deutsch-
land e.V. 

Nicht umgesetzt, da keine Finanzierung – 
hier durch BMFSFJ. 
Gesondert bereits 4 Informationsveranstal-
tungen zum Zuwanderungsrecht durchge-
führt. 

Förderantrag wurde 
vom BMFSFJ nicht 
angenommen, da es 
sich um eine Selbst-
verpflichtung handelt. 

 

Beteiligung an Aktionen im Rahmen 
der Kampagne „ihre Freiheit – seine 
Ehre“ 

Bundesver-
band der 
Migrantin-
nen in 
Deutsch-
land e.V. 

Mitwirkung am gemeinsamen landesweiten 
Aktionstag des Aktionsbündnisses „Ihre Frei-
heit – seine Ehre“ im Okt. 2007 (300 Teil-
nehmende): Regelmäßige Veranstaltungen 
zum Thema Gewalt. 

  

a) Thematisierung der Gewaltproble-
matik i.R. von Kursen, Beratungen und 
sonstigen Veranstaltungen 
b) Bekanntmachung des BFmF e.V. 
als Anlaufstelle für Migrantinnen in Not 

Begeg-
nungs- und 
Fortbil-
dungszent-
rum musli-
mischer 
Frauen e.V. 
(BFmF)  

a) 2007: Flyer auf eigene Kosten erstellt; 
Fortbildungsveranstaltungen für Mitarbeite-
rinnen; Qualifizierung von Mitarbeiterinnen zu 
Mediatoren; Familienbildung im BFMF arbei-
tet mit Konzept des deutschen Kinderschutz-
bundes „Starke Eltern – starke Kinder“ – 26 
hiermit ausgebildete Pädagoginnen mit Mig-
rationshintergrund; jährlich 12-15 Seminare 
für Mütter. 
Behandlung des Themas im Mütterclub (50 
Kinder mit Müttern) sowie im Gesprächskreis 
mit Jugendlichen. 
Integrationskurse: Befassung mit dem The-
ma, Praxisbesuche  
b) Das Zentrum ist bereits sehr gut bekannt. 

 a) Keine Ausweitung mög-
lich, da keine Finanzierung 
dieser Beratungsarbeit 
erfolgt. 
b) Vernetzung: Arbeit auf 
Grundlage der Konzepte 
des deutschen Kinder-
schutzbundes. 

Im Rahmen der Möglichkeiten Unters-
tützung als Kulturmittlerin in Fällen 
häuslicher Gewalt für Polizeidienststel-
len und soziale Einrichtungen; bessere 
Gewährleistung dieser Hilfestellung im 
Falle einer finanziellen Förderung 

Begeg-
nungs- und 
Fortbil-
dungszent-
rum musli-
mischer 
Frauen e.V. 
(BFmF) 

Kulturmittlerin wird von Polizeidienststellen 
für Einsätze abgefragt. 

  

Sensibilisierung einer größeren Zahl Begeg- Auftritte einer Mitarbeiterin in verschiedenen Ca. 20% der Bera- Eine Finanzierung für eine 
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türkischer Migrantenfamilien in 
Deutschland für das Problem der häus-
lichen Gewalt; 
bei entsprechender Finanzierung kon-
tinuierliche Aufklärungsarbeit mittels 
türkischer Medien und Einrichtung 
eines Beratungstelefons 

nungs- und 
Fortbil-
dungszent-
rum musli-
mischer 
Frauen e.V 
(BfmF) 

türkischen Fernsehsendern zum Thema Ge-
walt und Gender. 

tungsangebote befas-
sen sich mit der Ge-
waltthematik. 

weitergehende Kooperati-
on mit türkischen Medien 
ist nicht vorhanden. 

Ausbau der Aufklärungsarbeit in Mo-
scheegemeinden 

Begeg-
nungs- und 
Fortbil-
dungszent-
rum musli-
mischer 
Frauen e.V 

2007: 15 Veranstaltungen in Moscheege-
meinden 

  

Vorbereitung von Modulen für Imam-
fortbildungen; 
im Rahmen der Fortbildungen für 
Seelsorger sowie weiterer Multiplikato-
ren islamischer Gemeinden Entwick-
lung von Maßnahmen zur Sensibilisie-
rung und Schulung zu den Themen 
familiäre Konflikte und häusliche Ge-
walt 

Muslimi-
sche Aka-
demie in 
Deutsch-
land e.V. 

Einjährige Fortbildung für Imame und Seel-
sorger: Beginn geplant für Herbst 2008 

Bewilligungsbescheid 
BamF steht noch aus. 

 

Durchführung der Tagung „Chancen-
gleichheit und Migrantinnen – Perspek-
tiven und Handlungskonzepte für die 
Integration von Frauen in Deutschland 
und Europa“ 

Bundesver-
band für 
Migrantin-
nen in 
Deutsch-
land e.V. 

Die Tagung wurde im Juni 2007 durchge-
führt; 200 Teilnehmende bundesweit. Die 
zentralen Ergebnisse: Benachteiligung besei-
tigen, Aufenthalts- und Rückkehrrecht bei 
Gewalt, differenziertes Bild von Migrantinnen 
in Medien. 

  

Durchführung einer Maßnahme „Integ-
ration durch Kultur“ 
 

Bundesver-
band für 
Migrantin-
nen in 
Deutsch-
land e.V. 

In Planung.   
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Fortsetzung und Ausbau der Tätigkeit 
zur Förderung der Integration und da-
mit der Verbesserung der Lebenssitua-
tion von Frauen unterschiedlicher Her-
kunft 

Bundesver-
band für 
Migrantin-
nen in 
Deutsch-
land e.V. 

Neumitglied im Deutschen Frauenrat und im 
Paritätischen Wohlfahrtsverband / Landes-
verband Hessen 

  

a) Einsatz von Mediatoren in Arbeits-
kreisen, Foren und Veranstaltungen, 
um Sichtweisen und Interessen von 
Migrantinnen zu vermitteln und einzub-
ringen 
b) Einsatz von Mentorinnen, um Mig-
rantinnen in ihrer persönlichen und 
beruflichen Entwicklung zu fördern 

Begeg-
nungs- und 
Fortbil-
dungszent-
rum musli-
mischer 
Frauen e.V. 
(BFmF) 

a) Mitwirkung in über 30 Arbeitskreisen; Teil-
nahme an über 60 Veranstaltungen, in über 
30 Veranstaltungen als Referentinnen.  
23 Veranstaltungen für nicht-muslimische 
Multiplikatoren im BFmF.  
b) ehrenamtliches Angebot sowie umfangrei-
ches Angebot an Fort- und Weiterbildung, 
Schulabschlüssen, EDV etc. als Bildungsein-
richtung. 

Erfolgreiche Vernet-
zung mit vorhandenen 
Strukturen: zum Bei-
spiel Mitwirkung am 
„Aktionstag gegen 
Männergewalt“ Köln, 
2007 und anderen 
übergreifenden Aktio-
nen zum Gewaltthe-
ma 

 

 Begeg-
nungs- und 
Fortbil-
dungszent-
rum musli-
mischer 
Frauen e.V 

Mitbegründerin des Aktionsbündnisses mus-
limischer Frauen aus dem Dialogforum mus-
limischer Frauen (s.o. BMFSFJ-
Selbstverpflichtung). Start 2008 mit dem 
Thema Gewalt.  

  

Einbeziehung der Situation der Kopf-
tuch tragenden Mädchen und Frauen 
in Stellungnahmen zu Gesetzesvorha-
ben 

Zentralrat 
der Muslime 
in Deutsch-
land e.V. 

Es gab seitens der Legislative noch keine 
Nachfrage bezüglich entsprechender Geset-
zesvorlagen. 

  

Im Rahmen der zur Verfügung stehen-
den Möglichkeiten Unterstützung von 
Institutionen und Organisationen in 
ihrer migrantensensiblen Arbeit bei der 
Diskussion, Planung und Durchführung 
von Projekten 

Türkisch-
Deutsche 
Gesund-
heitsstiftung 
e.V. (TDG) 

Bundesweite Aufklärungsveranstaltungen in 
deutscher und türkischer Sprache über Frau-
enkrankheiten für Patienten sowie Fortbil-
dungen für Ärzte und medizinisches Personal 
– besonders auch zur Aufklärung über die 
Möglichkeiten zur Vorbeugung des Mutter-
halskrebses.  
Die Maßnahme wird von der TDG e. V. 
durchgeführt. 

Die Infoveranstaltun-
gen und Seminare 
sind stark besucht 
und die Teilnehmer 
haben ihr Interesse an 
den Themen und de-
ren Wichtigkeit be-
kundet und nach wei-
teren Veranstaltungen 

Die Maßnahme wird im 
laufenden Jahr bundesweit 
in verschiedenen Städten 
mit hohem Migrantenanteil 
in deutscher und türki-
scher Sprache durchge-
führt. 
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nachgefragt. 
Im Rahmen zur Verfügung stehender 
Möglichkeiten Unterstützung der bun-
desweiten Etablierung des Prediger-
Projekts zur Ausbildung von Imamen in 
Gesundheitsthemen 

Türkisch-
Deutsche 
Gesund-
heitsstiftung 
e.V. (TDG) 

Aufklärungskampagne in Hessen zu Integra-
tion und Gesundheit. 
In vier Hauptstandorten in Hessen wurden 
modulare Schulungen für Prediger, Vorsit-
zende der Moscheevereine und Vorsitzende 
der Frauengruppe der Moscheevereine 
durchgeführt. Wir konnten die Mitglieder von 
52 DITIB-Moscheen in ganz Hessen errei-
chen (insgesamt gibt es in Hessen 72 DITIB-
Moscheen). Begleitend zu den Schulungen 
wurden Laienseminare für die Mitglieder der 
einzelnen Moscheen durchgeführt, sowie 
Ärztefortbildungen über migrationsspezifi-
sche Erkrankungen und Therapien. 
Das Projekt wurde von der TDG e. V. in Zu-
sammenarbeit mit der Türkisch-Islamischen 
Union der Anstalt für Religion (DITIB e.V.) 
und der Otto Benecke Stiftung e.V., Bonn, 
durchgeführt, gefördert durch Mittel des Hes-
sischen Sozialministerium und der TDG e. V. 

Die Teilnahme war 
über die Projektlauf-
zeit hoch und kons-
tant, die Schulung 
wird mit der Verlei-
hung eines Zertifikats 
durch die Hessische 
Sozialministerin im 
Herbst 2008 abge-
schlossen. Durch die 
Vernetzung mit deut-
schen Institutionen 
und Behörden, neh-
men diese die Mo-
scheen als Ansprech-
partner und Ort der 
Begegnung wahr und 
nutzen sie de-
mentsprechend. 

Auch nach Ende der 
Schulungen erhalten wir 
Anfragen zur Durchfüh-
rung weiterer Laiensemi-
nare in den Moscheen 
sowie die Bitte zur Durch-
führung weiterer modula-
rer Schulungen. Eine 
Ausweitung des Projektes 
ist in Planung. 

Erstellung zweisprachiger Informati-
onsblätter/ Info-Mails zu den Themen 

- Situation muslimischer Frauen 
mit Kopftuch 

- Situation älterer Migranten 
- Sexualität und Gesundheitsfür-

sorge; 
Anregung, diese Themen innerhalb der 
Freitagspredigten zu thematisieren 

Zentralrat 
der Muslime 
in Deutsch-
land e.V. 

In Arbeit. Alle Themen werden regelmäßig in 
den Freitagspredigten berücksichtigt. 

 Fehlende Gelder für die 
Flyer. 

Erstellung zweisprachiger Informati-
onsblätter/ Info-Mails bzgl. gesell-
schaftspolitisch relevanter Themen für 
die angeschlossenen Moscheege-
meinden 

Zentralrat 
der Muslime 
in Deutsch-
land e.V. 

In Arbeit.  Fehlende Gelder für die 
Flyer. 

Aktive Mitarbeit an von der Bundesre- Zentralrat Es gab bisher keine solchen Projekte, an   
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gierung initiierten Projekten zum Abbau 
von Stereotypen und Vorurteilen; 
Bekanntmachung der Ergebnisse in 
Mitgliedsgemeinden 

der Muslime 
in Deutsch-
land e.V. 

denen wir mitarbeiten konnten. 

Gesundheitsmobil für bundesweite 
Beratung, Gesundheitsförderung, -
recht und –prävention der Migrantin-
nen, die von Genitalverstümmelung 
bedroht oder betroffen sind; 
gesundheitsorientiertes Beratungsan-
gebot für die schwarzafrikanischen 
Communities in Deutschland. 

Maisha - 
afrikanische 
Frauen in 
Deutsch-
land e.V. 

2006: 1500 Beratungs- und Hilfeangebote im 
Raum Frankfurt realisiert; Seminare und 
Workshops zu über 10 Themen (Gesundheit, 
Gewalt, Kreatives, Sport). 

Sehr gute Kooperation 
mit dem Frankfurter 
Turnverein. 

Finanzierung für weitere 
Arbeit, insbesondere auch 
für bundesweite Auswei-
tung erforderlich.  

Kooperation mit MiMI Maisha - 
afrikanische 
Frauen in 
Deutsch-
land e.V 

1.1.2008: Koordinationsstelle für das Projekt 
MiMi des Ethno-medizinischen Zentrums 
Hannover, in Kooperation mit dem örtlichen 
Gesundheitsamt. 

  

Förderung des Rechts auf Selbstbe-
stimmung 

Agisra (Ar-
beitsge-
meinschaft 
gegen 
internatio-
nale sexuel-
le und ras-
sistische 
Ausbeutung 
e.V., Köln) 

- Okt. 07: Fachtagung „Menschenrechte für 
Migrantinnen und Women of Color“ 
- Projekt: „Recht auf Selbstbestimmung ge-
gen Zwangsverheiratung“ 1.2.07 bis 2012 
(Finanzierung Aktion Mensch und OAK-
Foundation) 
- Kurse in DITIB-Moscheen, Rechtsseminare, 
interkulturelle Trainings 
- Berufsqualifizierung im Schwangeren- und 
Säuglingsschwimmen mit der Sporthoch-
schule Köln 
- Policy-Netzwerke: Integrationskonzept Köln; 
Handlungskonzept der Landesregierung 
NRW zur Bekämpfung von Zwangsheirat seit 
April 2008.  

 
 
 
 
 
 
 
 
- Finanzierungsantrag 
beim Land Nordrhein-
Westfalen gestellt. 

 

 


